







Referendarin, 2. Semester

Entwurf einer Lehrprobe im Fach Wirtschaft und Politik

Thema der Einheit: Wahlrecht und Wahlen

Thema der Std.: Sollen Jugendliche bereits mit 16 Jahren bei Bundestagswahlen 


   
      wählen dürfen? - Die Begrenzung des Wahlrechts in der Diskussion

Hauptintention: Die SuS entwickeln zu der Frage, ob bereits Jugendliche mit 16 Jahren 



     das Wahlrecht bei Bundestagswahlen erhalten sollen, einen eigenen, 



     begründeten Standpunkt.

Kompetenzen:  Die SuS erwerben die Fähigkeit, die Methode der Pro- und Contradebatte 



     anhand der Diskussion über das Wahlalter auf Bundesebene anzuwenden 

     (Methodenkompetenz) und eine eigene Position einzunehmen und zu 



     begründen (Sozial- und Selbstkompetenz).

Teilziele:
     - Die SuS interpretieren die Karikatur und beziehen Stellung



     - Die SuS erarbeiten aus den Texten Argumente und gewichten sie 



     - Die SuS wenden die Methode Pro- und Contra-Debatte eigenständig an 



     - Die Akteure schulen ihre Argumentationsfähigkeit, indem sie Positionen 



       plausibel begründen und sie vergleichend gegenüberstellen    



     - Die SuS analysieren die Argumente der Pro- und Contraseite.



     - Die SuS reflektieren ihre Meinungsbildung und können ihren 



       Standpunkt begründen

	Zeit
	Phasen
	Lehreraktion
	Schüleraktion
	Sozial-form
	Medien

	4

	Einstieg


	 (Erstellen eines Meinungsbilds)
	- Die SuS interpretieren die 

  Karikatur 

-stimmen ab (Handzeichen)
	UG


	Karikatur

Tafel

	3
	Gelenk
	Kurze Erläuterung zum Debattenablauf.
	
	LV
	

	13
	Erarbeitung
	L. teilt die Gruppen ein.
	- die SuS erarbeiten die Ar-

gumente, gewichten sie und überlegen eventuell Gegenar-gumente. Die Argumente werden in Stichwörtern auf Karteikarten geschrieben. Pro Gruppe wird ein Redner be-stimmt.

	GA:

3xPro

3xContra


	Pro und Contra-text mit Aufgabe

Text: 

Debatten-ablauf


	10
	Erarbeitung


	
	 Durchführung der Pro/Contra-Debatte: je ein Eingangsstatement, danach wechseln sich die Redner ab: hin und her und mit begrenz-ter Redezeit. Es folgt ein zusammenfassendes Schlusswort. Das Publikum erhält Beobachtungsaufträge. Zwei SuS protokollieren für je eine Seite die Argumente.
	SuSV

Debatte
	

	10


	Auswertung


	Rollenentlastung

Welche Argumente wurden besonders herausgestellt?

Gibt es weitere Argu-mente, die in der Debatte noch nicht genannt wurden?
	- die Akteure setzen sich 
  zurück ins Plenum

- S. nennen Argumente und
  ordnen sie

	UG
	Folie



	entfällt eventuell

aus Zeitmangel
	Beurteilt das Geschick der Redner? Inwieweit hat es eure Urteilsbil-dung beeinflusst?
	SuS beurteilen, ob das Argument überzeugend war, oder die Art und das Geschick, mit der die Argumente vorgetragen wurden.
	
	

	
	
	Zweite Abstimmung
Beschreibt den Prozess der Urteilsbildung und begründet ihn.
	
	
	Tafel

	4
	Vertiefung
	Versetzt euch in die Rolle der Jugendlichen:

Was würdet ihr den Erwachsenen antwor-ten? 
	SuS reflektieren eigene Wahl-
motivation
	
	Karikatur

	1
	HA: Bei den Kommunalwahlen dürft ihr wählen. Informiert euch bitte in den Ferien über 

      die Themen, die in euren Gemeinden derzeit diskutiert werden. 


1. Bemerkungen zur Lerngruppe

Die 11 Schülerinnen und 14 Schüler der 11a kenne ich seit Beginn des Schuljahres 07/08 aus dem eigen-verantwortlichen Unterricht in WiPo. Von Anfang an war die Lernatmosphäre angenehm.  Das Interesse am Fach steht und fällt bei den SuS mit der Aktualität der Themen. Insgesamt fällt auf, dass die SuS über wenig politisches Hintergrundwissen verfügen. Deshalb fällt es ihnen manchmal schwer fällt, in Dis-kussionen fundiert Stellung zu nehmen.

2. Sachanalyse

Demokratie lebt von der politischen Beteiligung möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger. Eine wich-tige Möglichkeit politisch Einfluss zu nehmen besteht dabei insbesondere bei den Wahlen. Ein Grund-satz dabei ist die Gleichheit aller und zwar unabhängig von Geschlecht, Konfession, Bildung,  Sprache, Einkommen oder politische Überzeugung. Eine Vorrausetzung dieses Grundsatzes ist jedoch, dass die Wähler das 18. Lebensjahr erreicht haben.

Gerade hinsichtlich des Wahlalters hat es immer wieder „Nachbesserungen“ gegeben. 1871 erhielt das neu gegründete Deutsche Reich das Männerwahlrecht ab 25 Jahren. 1919 wurde mit Einführung des Frauenwahlrechts das aktive Wahlrecht auf 20 Jahre herabgesetzt, 1945 auf 21 Jahre heraufgesetzt und 1970, vier Jahre bevor die Volljährigkeit herabgesetzt wurde, auf 18 Jahre herabgesetzt.  Seit Mitte der 90er-Jahre hat das Thema "Wahlalter" erneut an Bedeutung gewonnen. Sinkende Wahlbeteiligungen, zunehmende Politikverdrossenheit
 bei jungen Menschen und die Herausforderungen des demogra-fischen Wandels
 führen zu Überlegungen, die Jugend mit dem aktiven Wahlrecht stärker in die poli-tische Entscheidungsfindung einzubeziehen. Grundsätzlich gibt es vier Modelle zur Wahlaltersenkung. Da ist zunächst die Forderung das Wahlalter bei Bundestagswahlen auf 16 Jahre festzulegen. Abgeord-nete verschiedener Fraktionen des Bundestages halten Jugendliche auch unter 16 für partizipationsfähig und befürworten ein Wahlrecht von Geburt an.
 Dann gibt es noch die Idee eines Familienwahlrechtes, bei dem die Eltern stellvertretend für ihre Kinder wählen  sollen.
 Der vierte Vorschlag ist eine Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre nur auf kommunaler Ebene, wie bereits in einigen Bundesländern
, u.a. in Schleswig-Holstein verwirklicht. Für Schleswig-Holstein lautet die Begründung, dass in der Altersspan-ne zwischen 12 und 14 Jahren  ein intellektueller Entwicklungssprung stattfinde, der dazu befähige, ab-strakt, hypothetisch und logisch zu denken. Parallel dazu steige in dieser Altersspanne auch die Fähig-keit, sozial, moralisch und politisch zu denken und entsprechende Urteile abzugeben. Die Reife zur Kommunalwahl im Alter von 16 und 17 sei also mit Sicherheit gegeben.
 Bei allen Landtags- sowie den Bundestagswahlen darf weiterhin erst ab 18 Jahren gewählt werden. Auch in anderen europäischen Län-dern gibt es Vorstöße, das Wählen ab 16 Jahren zu ermöglichen. In Österreich dürfen seit 2007 auch die 16- und 17-Jährigen bei den Nationalratswahlen mitwählen und in Großbritannien gibt es die Kampagne der Labourpartei „Vote at 16“, die derzeit von der Wahlaufsichtsbehörde geprüft wird. In Deutschland hat die Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN am 10.10.2007
 einen Antrag auf „Aktives Wahlalter bei Bundestagswahlen auf 16 absenken“ eingereicht. Die Entscheidung steht noch aus.
3. Didaktische Analyse
Der Lehrplan für Politik und Wirtschaft verlangt für den 11. Jahrgang im Rahmen des Themas „Das po-litische System der Bundesrepublik“ eine Auseinandersetzung mit Prozessen der Willensbildung, so auch mit Wahl-recht und Wahlen.
  

In den ersten beiden Stunden wurden die „Funktionen von Wahlen“, die „Wahlrechtsgrundsätze“ und „Vor- und Nachteile des personalisierten Verhältniswahlsystems“
 im Hinblick auf die veränderte Par-teienlandschaft in Deutschland erarbeitet.
 In der heutigen Stunde soll die Frage thematisiert werden, ob das aktive Wahlrecht für Bundestagswahlen auf 16 Jahre herabgesetzt werden sollte. Nach den Osterfe-rien sollen Wahlen auf kommunaler Ebene, gerade auch im Hinblick auf die kommenden Kommunal-wahlen in Schleswig-Holstein am 25. Mai, behandelt werden. Des Weiteren  sollen die verschiedenen Parteien und ihre Programme thematisiert werden. 

Nachdem in den ersten beiden Stunden das recht komplizierte System der Bundestagswahlen erarbeitet wurde, soll mit der heutigen Stunde die Position der SuS in den Vordergrund rücken. Die Entschei-dungsfrage „Wahlrecht für die Bundestagswahl schon mit 16?“ ist so klar abgrenzbar, dass sie innerhalb einer Schulstunde bearbeitet und diskutiert werden kann und die SuS zu einem begründeten Urteil kom-men können. Mit dieser Beurteilung wird, wie im Lehrplan gefordert, über bloße Institutionenkunde hi-nausgegangen.
 Diese Frage spricht das persönliche Interesse der SuS an und ist somit schülerorientiert. Seit Erscheinen der Shell-Studie 2006 hat die Frage, wie das Interesse der jungen Menschen an demo-kratischer Teilhabe gestärkt werden kann, vermehrt Einzug in die öffentliche Diskussion gefunden. Mit der Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre würde Jugendlichen eines der zentralen Rechte in einer De-mokratie eingeräumt werden. Zwar haben Jugendliche ab 16 Jahren in Schleswig-Holstein die Möglich-keit, bei den Kommunalwahlen ihre Stimme abzugeben, allerdings haben Untersuchungen ergeben, dass das politische Interesse der 14- bis 18-Jährigen an bundespolitischen Themen deutlich höher ist als an kommunalen Themen.
 Auch der bisherige Unterricht in der 11a hat gezeigt, dass die SuS an  wichtigen politischen Fragen wie den Herausforderungen des demografischen Wandels und der Frage nach der sozialen Gerechtigkeit, großes  Interesse zeigen. Vor allem zeigen sie sich engagiert, wenn es um Fragen geht, die sie direkt betreffen, was mit der Frage der Herabsenkung des Wahlalters gegeben ist. 

Wie die Sachanalyse zeigt, ist das Thema „Wählen mit 16?“ gegenwartsorientiert und wird immer wieder kontrovers diskutiert. Diese Kontroversität, welche auch zentrales Prinzip des Beutelsbacher Konsenses ist, macht die Frage für den Unterricht so interessant und soll deswegen den didaktischen Schwerpunkt bilden.
 In der Politikdidaktik besteht Übereinstimmung darin, dass Urteilsbildung Ziel und Inhalt von Politikunterricht darstellen soll.
 Um die Frage, ob das Wahlalter für die Bundestags-wahl auf 16 Jahre herabgesetzt werden sollte, sachgemäß beantworten zu können, müssen Pro- und Contra-Seite beleuchtet werden. So üben sich die SuS in der rationalen Analyse und Urteilsbildung zu politischen Fragen und erweitern damit ihre Vorraussetzungen, politische Verantwortung übernehmen zu können. Übergeordnetes Ziel der Stunde ist es, durch das Interesse der SuS an einer sie direkt betreffenden Frage ein Bewusstsein für politische Verantwortung zu wecken.
Wenn dann noch im April Herr Görtz und Frau Danhier in die Schule kommen und sich den Fragen der SuS stellen, wird dadurch das Interesse der SuS an Wahlen auf kommunaler Ebene noch zusätzlich gestärkt .
4. Methodische Analyse

Als Einstieg und Hinführung dient eine Karikatur, die inhaltlich und zugleich motivierend zum Stun-denthema führt. Es folgt eine kurze Abstimmung per Handzeichen, die am Ende der Stunde erneut durchgeführt wird, um zu ermitteln, ob sich das intuitive Urteil durch die inhaltliche Auseinander-setzung bestätigt oder verändert hat.  Auf andere Möglichkeiten der Meinungsabfrage, wie eine Ecken-positionierung oder das Aufstellen auf einem Meinungsstrahl wurde aus Zeitgründen verzichtet. Die Kontroversität und die Schülerorientierung des Stundenthemas legt die Wahl der Pro- und Contra-Debatte als Makromethode nahe; sie steht im Mittelpunkt der Stunde. Inhaltliches Ziel einer solchen Debatte ist es, die unterschiedlichen Positionen klar herauszuarbeiten und gegenüberzustellen, so dass ein kontrollierter Austausch von Argumenten möglich ist. Diese Methode wird in einem kurzen Lehrer-vortrag erläutert. Zur Vorbereitung der Debatte wird die Klasse von der Lehrkraft in drei Pro- und drei Contragruppen aufgeteilt, um möglichst heterogene Gruppen zusammenzustellen.
 In der nun folgenden Erarbeitungsphase erarbeiten die SuS anhand der beiden Pro- und Contratexte die wesentlichen Argu-mente für die jeweilige Position und gewichten sie .Jede Gruppe bestimmt einen Sprecher für die Debatte. Alternativ hätten die Texte und die Aufgaben arbeitsteilig als vorbereitende Hausaufgabe aufgegeben werden können, doch dann wäre das Ergebnis der ersten Abstimmung nicht mehr intuitiv gewesen, sondern die SuS hätten sich bereits einseitig in die Thematik eingearbeitet. Die Moderatorin wurde bereits vorher bestimmt, weil die Rolle anspruchsvoll und eine Vorbereitung sinnvoll ist. Alter-nativ hätte die Lehrkraft diese Rolle ausüben können, doch die SuS  wollen gefordert werden
 und Steffi traut sich die Rolle zu. Die Phase der Präsentation bzw. Durchführung der Debatte wird von den SuS also eigenständig durchgeführt. Da diese Methode in der 11a zum ersten Mal angewendet wird, wurde auf eine zu starke Formalisierung verzichtet. Es gibt insgesamt vier verschiedene Debattenformen
: Die hier durchgeführte Pro- und Contradebatte ist eine Form der amerikanischen Debatte, in der entweder die ganze Gruppe oder ein Teil der Gruppe diskutieren kann. In dieser Stunde wird die Debatte nur von den sechs Gruppensprechern geführt. So bleibt sie  übersichtlich und die Zuschauer können sie mittels Beobachtungsaufträge verfolgen und reflektieren. Sie sollen die Argumente stichpunktartig mitschrei-ben, so verfallen sie nicht in eine passive Zuschauerrolle und die selbstständige Mitschrift fördert die Eigenverantwortung für ihre schriftlichen Notizen. Um die Auswertung zu erleichtern, werden zwei SuS bestimmt, die die genannten  Pro- bzw. Contra-Argumente auf Folie schreiben. Für die SuS, die die Argumente der Gegenseite aufgrund ihrer aktiven Teilnahme an der Debatte nicht mitschreiben können und die eigenen nur auf Karteikarten haben, werden diese Folien kopiert. Nach ca. zehn Minuten wird die Debatte beendet, da zu erwarten ist, dass innerhalb dieser Zeit alle Argumente ausgetauscht werden können. Die Akteure werden aus ihren Rollen entlassen.
 Bei den meisten Debattenformen findet eine weitere Abstimmung gleich nach der Durchführung statt, doch es ist fraglich, ob sich die SuS zu diesem Zeitpunkt bereits ein differenziertes Urteil gebildet haben.
 Deshalb wird die Abstimmung nach der Auswertung durchgeführt. Gemeinsam sollen die Argumente nun gewichtet werden, um die Urteilsbil-dung zu fördern. Das Geschick der Redner soll beurteilt werden, um zum einen die Kommunikations-fähigkeit der SuS zu trainieren und zum anderen, damit die SuS lernen, zwischen inhaltlich überzeugen-den Argumenten und rhetorisch überzeugend vorgetragenen Argumenten zu unterscheiden. Falls keine Zeit mehr sein sollte, muss diese Beurteilung entfallen.
 Es folgt die zweite Abstimmung, die eventuell quantitative Veränderungen der Urteile durch die sachliche Auseinandersetzung aufzeigt. In der Vertie-fung sollen einige SuS exemplarisch den Verlauf ihrer Urteilsbildung beschreiben und ihr begründetes Urteil darstellen, um die Stunde zu reflektieren und das Erreichen der Hauptintention zu überprüfen. Um zum Schluss zu den anstehenden Kommunalwahlen überzuleiten, sollen die SuS sich in Beziehung zu den Jugendlichen der Karikatur setzen, um ihre eigene Wahlmotivation reflektieren. Da die Stunde zeitlich eine große Herausforderung darstellt, muss an dieser Stelle auf eine Beurteilung der Methode verzichtet werden. Die Methode Debatte wird im weiteren Unterricht geübt und ausgewertet.
Um das Interesse an politischer Partizipation zu vertiefen, sollen sich die SuS informieren, welche Themen in ihrer Gemeinde kontrovers diskutiert werden.
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Mögliches  Folienbild

	Pro-Argumente
	Contra-Argumente

	- Jugendliche sind politisch handlungsfähig

- sie sind eher erwachsen als früher

- sie neigen nicht zu extremen Positionen

- sie haben Interessen, die von Erwachsenen 

  nicht vertreten werden

- sie können ihre Zukunftsinteressen nicht 

  vertreten

- es zeigt Interesse an Jugend

- Demokratie muss Ausschluss aus Wahl-

  geschehen gut begründen, kann sie nicht

- es könnte die Kluft zwischen Parteien und 

  Jugendlichen abbauen

- Strafmündigkeit kein Kriterium für Wahlalter

mögliche weitere Argumente:
- höhere Identifikation mit Demokratie

- so entwickeln sie frühzeitig Politikinteresse

- über 18jährige müssen auch keine 

  politische  Reife nachweisen

- angesichts der Zukunft müssen 

  jugendrelevanten Themen ins Zentrum 

  gestellt werden


	- Jugendliche sind politisch unreif

- sie können noch kein vernünftiges Urteil 

  fällen

- sie sind wirtschaftlich unselbstständig und 

  tragen noch keine Verantwortung

- Reform wird nicht von den Jugendlichen 

  gewünscht, sondern von die „Alten“ 

  erhoffen sich Stimmgewinn

- Altersbegründung ist rational begründbar

- es gibt keine guten Gründe für eine Herab-

  setzung

- Wahlakt wir bagatellisiert

- sie sind noch nicht strafmündig

mögliche weitere Argumente:
- Jugendliche sind politisch uninteressiert

- sie sind leichter beeinflussbar


Ablauf der Pro-Contra-Debatte

1. Nachdem ihr die Argumente der Texte erarbeitet und geordnet habt, setzen sich die Gruppensprecher an die vorbereiteten Tische. Während die Zuschauer ihre Beobachtungsaufträge bekommen, können sie sich noch kurz beraten.

2. Die Moderatorin nennt das Thema und ein Gruppensprecher der Pro-Seite hält ein  kurzes Eingangsstatement (zwei bis drei Argumente).

3. Dann erhält ein Contra-Redner sein Statement.

4. Danach werden Argumente ausgetauscht. Nach Möglichkeit sollen sich Pro- und Contra-Argumente abwechseln. Keiner darf dem anderen ins Wort fallen. Die Moderatorin führt eine Rednerliste und darf korrigierend eingreifen

5. Nach ca. acht Minuten endet die Debatte. 

6. Jede Seite darf abschließen ein kurzes Statement abgeben. Es beginnt wieder der Pro-Redner.

�  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.): Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. Berlin 2007, Art. 38, Abs. 1 u. 2, S. 31


� „Politikinteressiert“ zeigen sich nach Aussagen der Shell-Studie 2006 39% der Jugendlichen., ebd., Frankfurt  2006


� „70 % der Jugendlichen halten das Altern der Gesellschaft für ein großes oder sogar sehr großes Problem“, ebd.   


� Vgl. BT-Drucksache 15/1544, 2003. Im Januar hat der Vorsitzende der FDP einen neuen Vorstoß unternommen. Er 


  fordert


� Vgl. u.a. Parteiprogramm der Familienpartei 2007, S.11. Diesem Vorschlag wird allerdings wenig Chancen eingeräumt, da es das 


  persönliche Wahlrecht unterläuft. Im Januar hat der Vorsitzende der FDP einen neuen Vorstoß unternommen. Er fordert, dass der 


  Artikel 38GG geändert wird: „Bis die Kinder volljährig sind, sollen die Eltern treuhänderisch das Wahlrecht ausüben“, vgl. 


  Interview in der Berliner Zeitung, vom 2.1.08.  


� so in Niedersachen, Mecklenburg-Vorpommern, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt. In Hessen wurde das Wahlalter 


  wieder auf 18 heraufgesetzt.


� Vgl. Niederschrift des Innen- und Rechtsausschusses vom 05.02.1997, S.23.


� BT-Drucksache 16/6647


� Vgl. Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (Hrsg.): Lehrplan  für die 


    Sekundarstufe II Gymnasium, Gesamtschule: Wirtschaft/Politik, Kiel 2002, S. 39.


� Auch hier hätte sich bereits eine Debatte angeboten, doch das Interesse der SuS wäre nicht in gleichem Maße 


   angesprochen worden.


� Hier haben sich die SuS mit der aktuellen Forderung von Roman Herzog nach einer Wahlrechtsreform auseinandergesetzt und 


   erkannt, dass das Wahlrecht veränderbar ist und sein muss.


� Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (Hrsg.): Lehrplan für die Sekundarstufe II Gymnasium, Gesamtschule: Wirtschaft/Politik, Kiel 2002, S. 26.


� Vgl. www.U18.org.  


� Vgl. Jörg Kayser/Ulrich Hagemann (Hrsg.): Urteilsbildung im Geschichts- und Politikunterricht, Bonn 2005, S. 31.


� Vgl. ebd., S. 12.


� siehe auch die Bemerkungen zur Lerngruppe. 


� Bei der Evaluation einer Einheit kritisierten die SuS, dass ich ihnen manchmal zu wenig zutraue.


� Von der amerikanischen Debatte mit und ohne Zuschauerbeteiligung, der geregelte Austausch von Argumenten, wo auf jedes Pro- 


    ein Contra-Argument folgen muss und die Akteure nacheinander und mit Zeitbegrenzung agieren müssen und die stark formalisierte 


    Debatte, in der „Anwälte“ und „Experten“ agieren und es zu keinem direkten Austausch der Argumente kommt.


� Die Redner können sich so von den vorgegebenen Positionen lösen.


� Massing vermutet, dass Politikunterricht „häufig endet (…), ehe Schülerinnen und Schüler zu einem selbstständigen, 


   begründeten Urteil gelangt sind und bevor über die jeweiligen Urteile ausreichend diskutiert werden konnte“.


   in: S. Reinhard: Politk-Methodik, Berlin 2007


� Die Methode Debatte wird in Gegenstand des weiteren Unterrichts sein. 
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